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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Laufbahngesetzes

Das Laufbahngesetz vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. 
S. 695) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In § 4 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„Das Anforderungsprofil fasst die in einem Statusamt erforderli-
chen fachlichen und außerfachlichen Anforderungen zusammen; 
bei Ausschreibungen und Auswahlverfahren ist das mit dem  
jeweiligen Dienstposten verbundene Statusamt maßgeblich, bei 
dienstlichen Beurteilungen das der zu beurteilenden Beamtin 
oder dem zu beurteilenden Beamten verliehene Statusamt.“

2. § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „nach § 5 Absatz 1 des Verwal-

tungsreform-Grundsätze-Gesetzes“ gestrichen.
b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Führungsaufgaben mit Ergebnisverantwortung im Sinne 
dieses Gesetzes sind
1. in den Senatsverwaltungen: die Leitung einer Abteilung 

als Leistungs- und Verantwortungszentrum und die Lei-
tung einer selbstständigen Serviceeinheit,

2. in nachgeordneten Behörden der Hauptverwaltung: die 
Leitung der Behörde,  die Leitung einer Abteilung als 
Leistungs- und Verantwortungszentrum und die Leitung 
einer selbstständigen Serviceeinheit,

3. in den Bezirksverwaltungen: die Leitung eines Amtes 
oder einer nicht rechtsfähigen Anstalt als Leistungs- und 
Verantwortungszentrum und die Leitung einer selbst-
ständigen Serviceeinheit.“

c) In dem neuen Satz 3 wird das Wort „Hierzu“ durch die Wörter 
„Zur Auswahl in strukturierten Auswahlverfahren“ ersetzt.

3. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11 
Probezeit

(1) Probezeit ist die Zeit im Beamtenverhältnis auf Probe, 
während der sich die Beamtinnen und Beamten nach Erwerb der 
Befähigung für ihre Laufbahn bewähren sollen. Die regelmäßi-
ge Probezeit dauert drei Jahre.

Gesetz
zur Änderung des Laufbahngesetzes sowie des Landesbeamtengesetzes  

und des Personalvertretungsgesetzes
Vom 2. Dezember 2020

(2) Die Beamtinnen und Beamten haben sich in der Probezeit 
in vollem Umfang bewährt, wenn sie nach Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung wechselnde Anforderungen ihrer Lauf-
bahn erfüllen können.

(3) Die Beamtinnen und Beamten sind während der Probezeit 
in mindestens zwei Verwendungsbereichen einzusetzen, wenn 
nicht dienstliche Gründe entgegenstehen.

(4) Auf die Probezeit werden die Zeiten einer hauptberuflichen 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder bei einer öffentlichen zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung oder Verwaltung, die nach Art 
und Schwierigkeit mindestens der Tätigkeit in einem Amt der 
betreffenden Laufbahn entsprochen haben, angerechnet. Dabei 
darf eine Mindestprobezeit von zwölf Monaten nicht unterschrit-
ten werden. In den Rechtsverordnungen nach § 29 Absatz 1 kann 
eine längere Mindestprobezeit vorgesehen werden.

(5) Inwieweit auf die Probezeit eine andere innerhalb oder 
außerhalb des öffentlichen Dienstes verbrachte Zeit angerechnet 
werden kann, bestimmen die Rechtsverordnungen nach § 29 
Absatz 1; die Zeit einer dem übertragenen Amt entsprechenden 
Tätigkeit soll angerechnet werden. Absatz 4 Satz 2 gilt entspre-
chend. Sofern nachstehend keine abweichenden Regelungen ge-
troffen werden, sind Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezü-
ge keine Probezeit.

(6) Auf die Probezeit ist die Zeit einer Freistellung nach § 74 
Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes in Verbindung mit der 
Mutterschutz- und Elternzeitverordnung oder nach § 54c Ab-
satz 1 und 2 sowie § 55 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes 
anzurechnen. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(7) Die Zeit einer Freistellung nach § 74 Absatz 2 des Landes-
beamtengesetzes in Verbindung mit der Mutterschutzverordnung 
gilt als Dienstzeit und führt, unabhängig von Absatz 4 Satz 2 und 
sofern sich die Beamtin nach Absatz 2 bewährt hat,  nicht zu 
einer Verlängerung der Probezeit oder Mindestprobezeit.

(8) Nicht anzurechnen sind hauptberufliche Tätigkeiten, die
1. im Vorbereitungsdienst angerechnet wurden,
2. Voraussetzung für die Zulassung zur Laufbahn sind oder
3. nach § 5 Absatz 3 berücksichtigt wurden.

(9) Wenn die Bewährung bis zum Ablauf der Probezeit noch 
nicht festgestellt werden kann, kann die Probezeit um höchstens 
zwei Jahre verlängert werden. Beamtinnen und Beamte, die sich 
nicht bewähren, können mit ihrer Zustimmung in das nächst nied-
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rigere Einstiegsamt derselben Laufbahnfachrichtung übernom-
men werden, wenn sie hierfür geeignet sind. Die Entscheidung 
nach Satz 2 trifft die Dienstbehörde (§ 4 des Landesbeamtenge-
setzes) im Einvernehmen mit der Laufbahnordnungsbehörde.

(10) Die Laufbahnordnungsbehörde kann im Einvernehmen 
mit der für das allgemeine Laufbahnrecht zuständigen Senats-
verwaltung auf Antrag der Dienstbehörde Ausnahmen von der 
Dauer der Probezeit (Absatz 1 Satz 2) und Mindestprobezeit 
(Absatz 4 Satz 2, Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 Satz 2) zulassen. 
Eine Ausnahme von der Mindestprobezeit darf nur zugelassen 
werden, wenn zwingende dienstliche Gründe vorliegen und der 
Mindestprobezeit gleichwertige Bewährungszeiten im öffent-
lichen Dienst es rechtfertigen.“

4. § 12 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Abweichend von Satz 1 gelten auch die Zeiten einer Frei-
stellung nach § 74 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes in 
Verbindung mit der Mutterschutzverordnung als laufbahn-
rechtliche Dienstzeiten.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Nummer 1 wird die Angabe „2“ durch die An-
gabe „4“ ersetzt.

bbb)  In Nummer 3 werden nach den Wörtern „oder 
nach“ die Wörter „§ 54c Absatz 1 und 2 sowie“ 
eingefügt.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort „Absatz“ die Angabe „2“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt.

5. § 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze eingefügt:

„Sie soll in den Laufbahnen der Laufbahngruppe 1 sechs 
Monate und in den Laufbahnen der Laufbahngruppe 2 ein 
Jahr nicht überschreiten. Sofern die Erprobungszeit auf 
Grund einer Freistellung nach § 74 Absatz 2 des Landesbe-
amtengesetzes in Verbindung mit der Mutterschutzverord-
nung nicht vollständig abgeleistet werden kann, hindert dies 
bei Vorliegen ausreichend aussagekräftiger Arbeitsergebnis-
se aus tatsächlicher Wahrnehmung der höherwertigen Tätig-
keit die Feststellung der Bewährung nicht.“

b) In dem neuen Satz 6 wird die Angabe „2“ durch die Angabe 
„4“ ersetzt.

6. In § 17 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Sie beschreiben“ 
durch die Wörter „Unter Berücksichtigung des zugrunde liegen-
den Statusamtes beschreiben sie“ ersetzt.

7. § 27 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „für das Aufgabenge-

biet bedeutsamen und“ gestrichen.
b) In Absatz 2 Satz 1 werden im Klammerzusatz nach „3 = be-

friedigend“ die Wörter „im Allgemeinen“ gestrichen.
8. In § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 wird die Angabe „3“ durch 

die Angabe „5“  ersetzt.

9. § 31 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort „Lehrerbil-

dungsgesetz“ die Wörter „in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Februar 1985 (GVBl. S. 434, 948), das zu-
letzt durch Gesetz vom 5. Juni 2012 (GVBl. S. 158) geän-
dert worden ist, das Lehrkräftebildungsgesetz“ eingefügt.

b) In Absatz 2 wird nach den Wörtern „§ 6 Absatz 3 Satz“ die 
Angabe „2“ durch die Angabe „3“ ersetzt.

10. In § 37 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „Absatz“ die An-
gabe „1“ durch die Angabe „2“ ersetzt.

11. In der Anlage (zu § 36 Absatz 1) werden in der Tabelle „Lauf-
bahnfachrichtung Polizeivollzugsdienst (neu)“ in der Zeile „Ge-
werbeaußendienst“ in der Spalte „Laufbahngruppe (alt)“ die 
Wörter „Höherer Dienst“ gestrichen.

Artikel 2 
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70), das 
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. 
S. 807) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In § 56 Satz 1 wird die Angabe „nach § 55“ gestrichen.
2. In § 77 Absatz 1 wird die Angabe „8“ durch die Angabe „7“ er-

setzt.
3. In § 97 Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die Wör-

ter „ ; Zeiten einer Freistellung wegen Elternzeit ohne Dienst-
bezüge oder einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, die insge-
samt einen Zeitraum von vier Monaten überschreiten, gelten 
nicht als Probezeit.“ ersetzt.

Artikel 3 
Änderung des Personalvertretungsgesetzes

§ 88 Nummer 8 des Personalvertretungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GVBl. S. 337; 1995 S. 24), 
das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 
(GVBl. S. 807) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
„8. Ablehnung von Anträgen nach den §§ 54, 54a, 54b, 54c, 54d 

und 55 des Landesbeamtengesetzes,“

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 2. Dezember 2020

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zur Einführung der Verwendungsbeförderung

Vom 2. Dezember 2020

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Laufbahngesetzes

Das Laufbahngesetz vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Dezember 2020 (GVBl. 
S. 1430 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. die zuständige Laufbahnordnungsbehörde die Gleich-
wertigkeit der Qualifikation der Beamtin oder des 
Beamten für das zweite Einstiegsamt der Laufbahn-
gruppe 2 bestätigt hat; sofern ein Laufbahnzweig 
eingerichtet ist, ist die fachlich zuständige Senats-
verwaltung zu beteiligen.“

bb) Die Sätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
„Die nach Satz 1 Nummer 1 geforderte Voraussetzung 
der Hochschulqualifikation entfällt, wenn von der Be-
amtin oder dem Beamten während der Erprobungszeit 
eine dienstliche Qualifikation erworben worden ist, die 
mit der in Nummer 1 geforderten Hochschulqualifika-
tion gleichwertig ist. Das Nähere regeln die Rechts-
verordnungen nach § 29 Absatz 1, insbesondere zu Art 
und Umfang der dienstlichen Qualifizierung nach Satz 1 
Nummer 3 und Satz 3 sowie zur Kürzung der Erpro-
bungszeit nach Satz 2.“

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt:
„(4a) Abweichend von Absatz 3 kann Beamtinnen und 

Beamten der Laufbahngruppe 2 das zweite Einstiegsamt 
verliehen werden (Verwendungsbeförderung), wenn
1. die Beamtin oder der Beamte in einem Auswahlverfah-

ren für den Einsatz in einem besonders festgelegten Auf-
gabenbereich (Verwendungsbereich)  auf einem Dienst-
posten, der mindestens den Anforderungen des zweiten 
Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 entspricht, erfolg-
reich war,

2. die Beamtin oder der Beamte sich in einer Erprobungs-
zeit von zwölf Monaten in den Aufgaben der späteren 
Verwendung bewährt hat und während dieser Zeit an 
einer theoretischen Qualifizierung erfolgreich teilge-
nommen hat (Verwendungsqualifizierung) und

3. die zuständige Laufbahnordnungsbehörde die Gleich-
wertigkeit der Qualifikation der Beamtin oder des Be
am ten für das zweite Einstiegsamt der Laufbahngrup-
pe 2 in dem Verwendungsbereich bestätigt hat; sofern 
ein Laufbahnzweig eingerichtet ist, ist die fachlich zu-
ständige Senatsverwaltung zu beteiligen.

Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2, die
1. in einem Auswahlverfahren gemäß Satz 1 Nummer 1 

erfolgreich waren,
2. sich mindestens auf zwei Dienstposten verschiedener 

Fachgebiete oder Aufgabengebiete, hiervon mindestens 
ein Dienstposten im Verwendungsbereich, bewährt haben,

3. sich in einer laufbahnrechtlichen Dienstzeit (§ 12) von 
mindestens fünf Jahren in einem Amt der Besoldungs-
gruppe A 12 oder einem höheren Amt bewährt haben und

4. in den letzten fünf Jahren vor der Zulassung zur Teil-
nahme an der Verwendungsqualifizierung sowie min-
destens einmal im Verwendungsbereich mit Leistungs-
stufe 2 („gut“) oder Leistungsstufe B oder besser 
beurteilt worden sind,

sind zur Teilnahme an der Verwendungsqualifizierung zuzu-
lassen, sofern ein dienstliches Bedürfnis den Einsatz der Be-
amtin oder des Beamten auf dem Dienstposten rechtfertigt. 
Die Erprobungszeit nach Satz 1 Nummer 2 kann für beson-
dere Ausnahmefälle auf bis zu sechs Monate gekürzt wer-
den. Sofern das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 
gemäß Satz 1 verliehen ist, kann der Beamtin oder dem 
Beamten ein Amt höchstens der Besoldungsgruppe A 14 in 
dem Verwendungsbereich verliehen werden. Die Absätze 2 
und 5 sind anzuwenden. Beamtinnen und Beamte, denen ein 
Amt nach Satz 1 oder 4 verliehen wurde, können auch auf 
anderen Dienstposten im Verwendungsbereich eingesetzt 
werden. Das Nähere regeln die Rechtsverordnungen nach 
§ 29 Absatz 1.“

c) In Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 wird nach der Angabe „Ab-
satz 4“ die Angabe „oder 4a“ eingefügt.

2. In § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 wird nach der Angabe „Ab-
satz 4“ die Angabe „und 4a“ eingefügt.

Artikel 2 
Änderung der Laufbahnverordnung  

allgemeiner Verwaltungsdienst
Die Laufbahnverordnung allgemeiner Verwaltungsdienst vom 

5. März 2013 (GVBl. S. 41), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2017 (GVBl. S. 695) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
1. In der Übersicht wird nach der Angabe zu § 25 folgende Angabe 

eingefügt:
„§ 25a Verwendungsbeförderung“.

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 4 wird nach der Angabe „Absatz 4“ die Angabe 

„ , Absatz 4a“ eingefügt.
b) In Absatz 5 wird nach der Angabe „§ 13 Absatz 4“ die An-

gabe „oder 4a“ eingefügt.
3. In § 24 Absatz 6 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 die Angabe 

„Satz 3“ durch die Angabe „Satz 2“ ersetzt.
4. § 25 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe „ „gut“ “ durch die 
Wörter „Leistungsstufe 2 („gut“)“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „Satz 4“ durch die An-
gabe „Satz 3“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „erfolgreicher“ gestrichen 
und die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt.

5. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt:

„§ 25a 
Verwendungsbeförderung

(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2 werden 
von ihrer Dienstbehörde zur Verwendungsqualifizierung im Sinne 
des § 13 Absatz 4a Satz 1 Nummer 2 des Laufbahngesetzes zu-
gelassen, sofern die Voraussetzungen des § 13 Absatz 4a Satz 2 
des Laufbahngesetzes vorliegen.
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dungsqualifizierung im Sinne des § 13 Absatz 4a Satz 1 Num-
mer 2 des Laufbahngesetzes zugelassen, sofern die Voraussetzun-
gen des § 13 Absatz 4a Satz 2 des Laufbahngesetzes vorliegen.

(2) Ein dienstliches Bedürfnis nach § 13 Absatz 4a Satz 2 des 
Laufbahngesetzes besteht nur, wenn zu erwarten ist, dass die 
Beamtin oder der Beamte auf Grund bisheriger fachverwandter 
Tätigkeiten und entsprechender beruflicher Erfahrung im Ver-
wendungsbereich die Anforderungen des Einstiegsamtes und 
des ersten Beförderungsamtes der Laufbahngruppe 2, zweites 
Einstiegsamt im Verwendungsbereich, dem der angestrebte 
Dienstposten angehört, erfüllen wird.

(3) Die Erprobungszeit beträgt zwölf Monate. In dieser Zeit 
hat sich die Beamtin oder der Beamte in Aufgaben zu bewähren, 
die dem zweiten Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 oder dem 
ersten Beförderungsamt der Laufbahngruppe 2, zweites Ein-
stiegsamt entsprechen und dem in Absatz 6 genannten Verwen-
dungsbereich entstammen, dem der Dienstposten, für den die 
Beamtin oder der Beamte ausgewählt wurde, zugeordnet ist. 
Soweit die Beamtin oder der Beamte in der bisherigen berufli-
chen Tätigkeit schon hinreichende Kenntnisse in den Aufgaben 
nach Satz 2 erworben hat, kann die Erprobungszeit um höchs-
tens sechs Monate gekürzt werden.

(4) Während der Erprobungszeit hat die Beamtin oder der 
Beamte an einer theoretischen Qualifizierung nach § 13 Ab-
satz 4a Satz 1 Nummer 2 des Laufbahngesetzes teilzunehmen; 
diese findet dienstbegleitend statt. Die für Finanzen zuständige 
Senatsverwaltung führt die theoretische Qualifizierung ganz 
oder in Teilen selbst durch oder beauftragt damit einen geeigne-
ten Bildungsträger. Die für Finanzen zuständige Senatsverwal-
tung regelt insbesondere die Inhalte und den Umfang der theore-
tischen Qualifizierung.

(5) Bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 13 Absatz 4a 
Satz 1 Nummer 1 und 2 und Satz 2 des Laufbahngesetzes wird 
die Gleichwertigkeit der Qualifikation der Beamtin oder des 
Beamten für das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 in 
dem Verwendungsbereich gemäß § 13 Absatz 4a Satz 1 Num-
mer 3 des Laufbahngesetzes von der für Finanzen zuständigen 
Senatsverwaltung bestätigt. Die Beamtin oder der Beamte erhält 
hierüber eine Mitteilung. Die Gleichwertigkeitsbestätigung ge-
mäß § 13 Absatz 4a Satz 1 Nummer 3 des Laufbahngesetzes 
begründet keinen Anspruch auf die Verleihung des zweiten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2. Bis zur Verleihung eines an-
deren Amtes verbleiben die Beamtinnen und Beamten in ihrer 
bisherigen Rechtsstellung.

(6) Als Verwendungsbereiche werden festgelegt:
1. Außenprüfung,
2. steuerpolitisches Prozessmanagement,
3. Geschäftsprozessmanagement und Digitalisierung,
4. Personalwirtschaft, Personalmanagement und Personalein-

zelangelegenheiten.
Auf dem künftigen Dienstposten sind Kenntnisse in mindestens 
einem der in Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Bereiche erfor-
derlich.“

5. In § 17 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Satz 4“ durch die An-
gabe „Satz 3“ ersetzt.

Artikel 4 
Änderung der Verordnung über Praxisaufstieg, 

Beförderungsqualifizierung und Sonderlaufbahngruppen- 
wechsel der Beamtinnen und Beamten der  
Laufbahnfachrichtung Steuerverwaltung

In § 19 Satz 1 der Verordnung über Praxisaufstieg, Beförderungs-
qualifizierung und Sonderlaufbahngruppenwechsel der Beamtinnen 
und Beamten der Laufbahnfachrichtung Steuerverwaltung vom  
31. Juli 2015 (GVBl. S. 320) wird die Angabe „Satz 4“ durch die 
Angabe „Satz 3“ ersetzt.

(2) Die Befähigung für die Aufgaben der konkreten Verwen-
dung und des angestrebten Amtes muss die Beamtin oder der 
Beamte auf Grund bisheriger fachverwandter Tätigkeiten, ge-
eigneter beruflicher Erfahrung und während der Erprobungszeit 
zu erwerben imstande sein. Die Verwendung kann ausschließ-
lich im Einstiegsamt oder im ersten Beförderungsamt der Lauf-
bahngruppe 2, zweites Einstiegsamt erfolgen.

(3) Die theoretische Qualifizierung nach § 13 Absatz 4a Satz 1 
Nummer 2 des Laufbahngesetzes findet während der Erpro-
bungszeit an der Verwaltungsakademie Berlin statt. Bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen gemäß Absatz 1 melden die Dienstbe-
hörden die Beamtinnen und Beamten zur Teilnahme an der theo-
retischen Qualifizierung bei der Verwaltungsakademie Berlin. 
Die Verwaltungsakademie Berlin regelt den inhaltlichen Rah-
men und den Umfang der theoretischen Qualifizierung im Ein-
vernehmen mit der zuständigen Laufbahnordnungsbehörde.

(4) Die Erprobungszeit beträgt zwölf Monate. In dieser Zeit 
nehmen die Beamtinnen und Beamten die Aufgaben ihres künf-
tigen Dienstpostens wahr.

(5) § 16 Absatz 4 gilt entsprechend.
(6) Bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 13 Absatz 4a 

Satz 1 Nummer 1 und 2 und Satz 2 des Laufbahngesetzes wird 
die Gleichwertigkeit der Qualifikation der Beamtin oder des 
Beamten für das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 ge-
mäß § 13 Absatz 4a Satz 1 Nummer 3 des Laufbahngesetzes von 
der zuständigen Laufbahnordnungsbehörde auf Antrag der 
Dienstbehörde bestätigt. Die Gleichwertigkeitsbestätigung ge-
mäß § 13 Absatz 4a Satz 1 Nummer 3 des Laufbahngesetzes 
begründet keinen Anspruch auf die Verleihung des zweiten Ein-
stiegsamtes der Laufbahngruppe 2. Bis zur Verleihung des mit 
dem Dienstposten verbundenen Amtes verbleiben die Beamtin-
nen und Beamten in ihrer bisherigen Rechtsstellung.

(7) Als Verwendungsbereiche werden festgelegt:
1. Haushaltswesen, Vermögensverwaltung, Beteiligungsmana-

gement und Vergaberecht,
2. Personalwirtschaft, Personalmanagement und Personalein-

zelangelegenheiten,
3. Geschäftsprozessmanagement, Informationstechnik und Di-

gitalisierung,
4. Angelegenheiten des Sozialrechts,
5. Angelegenheiten des Gesundheitswesens und
6. Angelegenheiten der Beruflichen Bildung.
Auf dem künftigen Dienstposten sind Kenntnisse in mindestens 
einem der in Satz 1 Nummer 1 bis 6 genannten Bereiche erfor-
derlich.“

Artikel 3 
Änderung der Steuerverwaltungs- 

laufbahnverordnung
Die Steuerverwaltungslaufbahnverordnung vom 29. April 2014 

(GVBl. S. 108), die durch Artikel 21 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2017 (GVBl. S. 695) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 16 folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 16a Verwendungsbeförderung“.

2. In § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird nach der Angabe „Ab-
satz 4“ die Angabe „und 4a“ eingefügt.

3. In § 16 Absatz 6 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe 
„Satz 3“ ersetzt.

4. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:

„§ 16a 
Verwendungsbeförderung

(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2 werden 
von der für Finanzen zuständigen Senatsverwaltung zur Verwen-
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Artikel 5 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 2. Dezember 2020

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Gesetz
zur Einführung des oder der Bürgerbeauftragten des Landes Berlin  

und des oder der Beauftragten für die Polizei Berlin
Vom 2. Dezember 2020

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz über den Bürger- und Polizeibeauftragten 

(Bürger- und Polizeibeauftragtengesetz)

Teil 1:  
Allgemeine Regelungen

§ 1 
Aufgaben des oder der Bürger- 

und Polizeibeauftragten
(1) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte hat als Bürgerbe-

auftragter oder Bürgerbeauftragte die Aufgabe, im Rahmen des 
parlamentarischen Kontrollrechts des Abgeordnetenhauses die Stel-
lung des Bürgers oder der Bürgerin im Verkehr mit den Behörden zu 
stärken. Er oder sie unterstützt dabei die Arbeit des Petitionsaus-
schusses des Abgeordnetenhauses.

(2) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte hat als Polizei-
beauftragter oder Polizeibeauftragte die Aufgabe, das partnerschaft-
liche Verhältnis zwischen Bürgern und Bürgerinnen und Polizei zu 
stärken. Er oder sie unterstützt die Bürger und Bürgerinnen im Dia-
log mit der Polizei und wirkt darauf hin, dass begründeten Be-
schwerden abgeholfen wird. Ihm oder ihr obliegt auch die Befassung 
mit Vorgängen aus dem innerpolizeilichen Bereich, die an ihn oder 
sie im Rahmen einer Eingabe oder durch sonstige Hinweise heran-
getragen werden. Der oder die Polizeibeauftragte nimmt seine oder 
ihre Aufgabe als Hilfsorgan des Abgeordnetenhauses bei der Aus-
übung parlamentarischer Kontrolle wahr.

§ 2 
Bestellung und Beendigung des Amtsverhältnisses

(1) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte wird vom Abge-
ordnetenhaus mit den Stimmen der Mehrheit seiner Mitglieder ohne 
Aussprache gewählt und von dem Präsidenten oder der Präsidentin 
des Abgeordnetenhauses ernannt.

(2) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte leistet vor dem Prä-
sidenten oder der Präsidentin des Abgeordnetenhauses folgenden Eid:
„Ich schwöre, mein Amt gerecht und unparteiisch getreu dem 
Grundgesetz, der Verfassung und den Gesetzen zu führen und meine 
ganze Kraft dafür einzusetzen, so wahr mir Gott helfe.“
Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.

(3) Das Amtsverhältnis endet
1. mit dem Ablauf der Amtszeit,
2. mit der Abwahl,
3. mit der Entlassung,
4. vorbehaltlich des Absatzes 4 mit der Vollendung des 68. Lebens-

jahres.
Ist die Amtszeit des oder der Bürger- und Polizeibeauftragten bei Voll-
endung seines oder ihres 68. Lebensjahres noch nicht beendet, kann 
das Abgeordnetenhaus mit einfacher Mehrheit beschließen, dass sich 
das Amtsverhältnis bis spätestens zum Ablauf der Amtszeit verlängert.

(4) Die Amtszeit des oder der Bürger- und Polizeibeauftragten 
beträgt sieben Jahre; nach dem Ende der Amtszeit bleibt er oder sie 
auf Aufforderung des Präsidiums des Abgeordnetenhauses bis zur 
Ernennung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin im Amt, 

längstens jedoch für neun Monate. Die einmalige Wiederwahl ist 
zulässig.

(5) Vor Ablauf der Amtszeit kann der oder die Bürger- und Poli-
zeibeauftragte mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Abgeordnetenhauses abgewählt werden.

(6) Eine Entlassung des oder der Bürger- und Polizeibeauftragten 
kann nur erfolgen, wenn dieser oder diese dies schriftlich verlangt 
oder Dienstunfähigkeit vorliegt.

(7) Endet das Amtsverhältnis des oder der Bürger- und Polizei-
beauftragten vor Ablauf der Amtszeit, wird ein Nachfolger oder eine 
Nachfolgerin für sieben Jahre gewählt.

§ 3 
Rechtsstellung

(1) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte steht nach Maßga-
be dieses Gesetzes in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis.

(2) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte ist in Ausübung 
seines oder ihres Amtes unabhängig, weisungsfrei und nur dem Ge-
setz unterworfen. Er oder sie untersteht der Dienstaufsicht des Prä-
sidenten oder der Präsidentin des Abgeordnetenhauses, soweit seine 
oder ihre Unabhängigkeit dadurch nicht beeinträchtigt wird.

(3) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte darf neben seinem 
oder ihrem Amt kein weiteres besoldetes Amt und kein Gewerbe 
ausüben und weder der Leitung oder dem Aufsichtsrat oder Verwal-
tungsrat eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer 
Regierung oder einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder 
eines Landes angehören. Er oder sie darf nicht gegen Entgelt außer-
gerichtliche Gutachten abgeben.

(4) Die Vergütung entspricht in der Höhe dem Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe B 5 des Landes Berlin. Im Übrigen wird die 
Rechtsstellung des oder der Bürger- und Polizeibeauftragten durch 
Vertrag geregelt. Soweit in diesem Gesetz und im Vertrag keine ab-
weichenden Bestimmungen getroffen worden sind, finden die für 
Beamte und Beamtinnen des Landes Berlin geltenden Vorschriften 
in dem Umfang sinngemäß Anwendung, als sie dem Wesen des 
Amtsverhältnisses entsprechen.

§ 4 
Verschwiegenheitspflicht

(1) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte ist, auch nach Be-
endigung des Amtsverhältnisses, verpflichtet, über die ihm oder ihr 
amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 
bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr 
oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung 
nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(2) Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte darf, auch wenn 
er oder sie nicht mehr im Amt ist, über solche Angelegenheiten ohne 
Genehmigung des Präsidenten oder der Präsidentin des Abgeordne-
tenhauses weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder 
Erklärungen abgeben.

(3) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, Straftaten 
anzuzeigen und bei Gefährdung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung für deren Erhaltung einzutreten.

§ 5 
Befugnis zur Datenverarbeitung

(1) Soweit es für die Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist, kann der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte perso-
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5. während eines staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens, sofern 
sich die Petition nicht gegen die verzögernde Behandlung des 
Ermittlungsverfahrens richtet,

6. wenn der Vorgang Gegenstand eines Untersuchungsausschusses 
nach Artikel 48 der Verfassung von Berlin ist,

7. wenn Name und Anschrift des Petenten oder der Petentin nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu ermitteln sind und

8. wenn dem Vorbringen ein konkretes Anliegen oder ein erkenn-
barer Sinnzusammenhang nicht zu entnehmen ist.

§ 10 
Befugnisse

(1) Zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Vorbereitung seiner 
Empfehlungen kann der oder die Bürgerbeauftragte den Petenten 
oder die Petentin und andere Beteiligte anhören.

(2) Der oder die Bürgerbeauftragte kann
1. den Regierenden Bürgermeister oder die Regierende Bürger-

meisterin,
2. den Senat unmittelbar, aber zur Kenntnis des Regierenden Bür-

germeisters oder der Regierenden Bürgermeisterin,
3. Senatsmitglieder,
4. dem Senat oder einem seiner Mitglieder unterstellten, seiner 

Aufsicht oder seinen Weisungen unterliegende Behörden, Ver-
waltungsstellen und Eigenbetriebe,

5. Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts des Landes Berlin in dem Umfang, wie diese gegenüber 
einer oder einem dem Abgeordnetenhaus Verantwortlichen der 
Aufsicht unterworfen sind,

6. juristische Personen des Privatrechts, nichtrechtsfähige Vereini-
gungen und natürliche Personen, soweit sie unter maßgeblichem 
Einfluss des Landes öffentliche Aufgaben wahrnehmen, 

ersuchen um:
a) mündliche oder schriftliche Auskünfte und Berichte,
b) die Vorlage von Akten und sonstigen Unterlagen und
c) die Gestattung der Ortsbesichtigung.

Dies gilt nicht, soweit die Mitglieder des Senats durch Bestimmun-
gen oder Weisungen anderer Institutionen gebunden sind.

(3) § 5 Absatz 2 und 3 des Petitionsgesetzes gilt entsprechend.
(4) § 18 findet sinngemäß auf den unabhängigen Bürgerbeauftrag-

ten oder die Bürgerbeauftragte Anwendung, soweit es um Fragen 
der Diskriminierung im Schulwesen geht.

§ 11 
Erledigung der Aufgaben

(1) Der oder die Bürgerbeauftragte hat der sachlich zuständigen 
Stelle Gelegenheit zur Regelung einer Angelegenheit zu geben und 
auf eine einvernehmliche Lösung der Angelegenheit hinzuwirken. 
Zu diesem Zwecke kann der oder die Bürgerbeauftragte eine mit 
Gründen versehene Empfehlung geben; diese ist auch dem zuständi-
gen Senator oder der zuständigen Senatorin zuzuleiten.

(2) Die zuständige Stelle soll dem oder der Bürgerbeauftragten 
innerhalb angemessener Frist oder auf Anfrage über die von ihr ver-
anlassten Maßnahmen, den Fortgang oder das Ergebnis des Verfah-
rens berichten.

(3) Der oder die Bürgerbeauftragte unterrichtet den Petenten 
oder die Petentin über den Fortgang der Bearbeitung der Petition.

§ 12 
Weiterleitung an den Petitionsausschuss

Der oder die Bürgerbeauftragte leitet die Angelegenheit verbun-
den mit einer Empfehlung für das weitere Verfahren an den Peti-
tionsausschuss weiter,
1. wenn er oder sie nach § 9 Absatz 3 von einer weiteren Bearbei-

tung der Petition absieht,

nenbezogene Daten verarbeiten. Dies gilt auch für die Verarbeitung 
von besonderen Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von 
Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 10 der Verordnung (EU) 2016/679, 
soweit ein erhebliches öffentliches Interesse dies erfordert. Hierbei 
darf er oder sie insbesondere personenbezogene Daten an das Abge-
ordnetenhaus, die in §§ 10 und 11 genannten Stellen und den Poli-
zeipräsidenten oder die Polizeipräsidentin in Berlin übermitteln und 
bei diesen Stellen erheben.

(2) Diese Stellen dürfen personenbezogene Daten an den Bürger- 
und Polizeibeauftragten oder die Bürger- und Polizeibeauftragte 
übermitteln, soweit er oder sie eine Erhebungsbefugnis hat.

(3) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch den 
Bürger- und Polizeibeauftragten oder die Bürger- und Polizeibeauf-
tragte und die Rechte der betroffenen Personen gelten im Übrigen 
die Vorschriften des Berliner Datenschutzgesetzes sowie die Vor-
schriften der Verordnung (EU) 2016/679.

§ 6 
Amtshilfe

Der Senat, alle Behörden des Landes Berlin sowie die Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die der Auf-
sicht des Landes Berlin unterstehen, haben dem oder der Bürger- und 
Polizeibeauftragten bei der Durchführung der erforderlichen Erhe-
bungen Amtshilfe zu leisten. § 10 des Berliner Datenschutzgesetzes 
und Artikel 52 der Verordnung (EU) 2016/679 bleiben unberührt.

§ 7 
Anwesenheit und Berichtspflicht 

gegenüber dem Abgeordnetenhaus
Der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte erstattet dem Abge-

ordnetenhaus bis zum 31. März eines jeden Jahres einen schriftlichen 
Gesamtbericht über seine oder ihre Tätigkeit im vorangegangenen 
Jahr, erstmals am 31. März 2021. Er oder sie ist verpflichtet, bei der 
Aussprache über den Jahresbericht im Abgeordnetenhaus und in den 
Ausschüssen anwesend zu sein und auf Verlangen sich zu äußern.

Teil 2:  
Der oder die Berliner Bürgerbeauftragte

§ 8 
Tätigwerden

Der oder die Bürgerbeauftragte wird tätig, wenn er oder sie durch 
Petitionen an das Abgeordnetenhaus, die ihm oder ihr nach § 4a des 
Petitionsgesetzes zugeleitet werden oder an ihn oder sie gerichtet 
sind, oder auf andere Weise hinreichende Anhaltspunkte dafür er-
hält, dass Stellen, die der parlamentarischen Kontrolle des Abge-
ordnetenhauses unterliegen, Angelegenheiten von Bürgern und 
Bürgerinnen rechtswidrig oder unzweckmäßig erledigen oder erle-
digt haben.

§ 9 
Petitionsrecht, Gegenstand und Grenzen  

des Prüfungsrechts
(1) Jeder und jede hat das Recht, sich unmittelbar schriftlich oder 

mündlich an den Bürgerbeauftragten oder die Bürgerbeauftragte zu 
wenden. Im Übrigen gelten die §§ 1 bis 3 des Petitionsgesetzes.

(2) Der oder die Bürgerbeauftragte bearbeitet die bei ihm oder ihr 
nach Absatz 1 eingegangenen oder nach § 4a Absatz 1 des Petitions-
gesetzes zugeleiteten Petitionen nach Maßgabe dieses Gesetzes und 
des Petitionsgesetzes.

(3) Der oder die Bürgerbeauftragte sieht von einer weiteren Prü-
fung ab
1. in den Fällen des § 2 Absatz 5 des Petitionsgesetzes,
2. in den Fällen des § 4a Absatz 1 und 6 des Petitionsgesetzes,
3. in den Fällen des § 11 des Petitionsgesetzes,
4. während eines schwebenden Gerichtsverfahrens,
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§ 15 
Tätigkeit ohne vorherige Beschwerde oder Eingabe

Auch unabhängig von einer Beschwerde oder Eingabe kann der 
oder die Polizeibeauftragte tätig werden, soweit er oder sie in sons-
tiger Weise Kenntnis von einem Sachverhalt erhält, der ein Ein-
schreiten entsprechend § 14 zulassen würde.

§ 16 
Gegenstand der Prüfung, Anhörung

(1) Der oder die Polizeibeauftragte prüft, ob auf der Grundlage 
der Beschwerde, Eingabe oder sonstiger Kenntnis hinreichender An-
lass zur Sachverhaltsaufklärung besteht. Hiervon ist in der Regel 
auszugehen, wenn bei verständiger Würdigung des Vorbringens eine 
nicht unerhebliche Rechtsverletzung des oder der Betroffenen oder 
ein nicht unerhebliches innerdienstliches Fehlverhalten zumindest 
möglich erscheint.

(2) Zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Vorbereitung seiner 
oder ihrer Entscheidungen kann der oder die Polizeibeauftragte den 
Einbringer oder die Einbringerin der Beschwerde oder Eingabe und 
andere Beteiligte anhören.

(3) Besteht kein hinreichender Anlass zur Sachverhaltsaufklä-
rung, teilt der oder die Polizeibeauftragte dies dem oder der Betrof-
fenen unter Angabe der maßgeblichen Gründe mit. Gegen Entschei-
dungen des oder der Polizeibeauftragten ist der Rechtsweg nicht er-
öffnet.

(4) Liegen konkrete Anhaltspunkte vor, die den Verdacht eines 
Dienstvergehens oder einer Straftat rechtfertigen, ist die betroffene 
Polizeidienstkraft darauf hinzuweisen, dass es ihr freistehe, sich 
mündlich oder schriftlich zu äußern oder sich nicht zur Sache einzu-
lassen und dass er oder sie sich jederzeit eines oder einer Bevoll-
mächtigten oder eines Beistands bedienen könne.

§ 17 
Grenzen des Prüfungsrechts

Der oder die Polizeibeauftragte wird nicht tätig,
1. wenn die Angelegenheit ein schwebendes Gerichtsverfahren be-

trifft oder
2. Gegenstand eines Untersuchungsausschusses nach Artikel 48 

der Verfassung von Berlin ist.
Laufende Beschwerden und Eingaben werden vorläufig eingestellt. 
Über die Tatsache der vorläufigen Einstellung wird der Einbringer 
oder die Einbringerin der Beschwerde oder Eingabe unterrichtet. 
Gleiches gilt im Fall der Wiederaufnahme des Verfahrens durch den 
Polizeibeauftragten oder die Polizeibeauftragte.

§ 18 
Auskunft, Akteneinsicht, Zutritt

(1) Zur sachlichen Prüfung kann der oder die Polizeibeauftragte von 
dem fachlich zuständigen Senator oder der fachlich zuständigen Sena-
torin unter Angabe des Sachverhalts nach § 14 Absatz 3 oder § 15
1. Auskunft und
2. Einsicht in Akten aus dem Geschäftsbereich des Polizeipräsi-

denten oder der Polizeipräsidentin in Berlin verlangen sowie
3. um Zutritt zu allen Einrichtungen im Geschäftsbereich des Poli-

zeipräsidenten oder der Polizeipräsidentin in Berlin ersuchen.
(2) Das Akteneinsichtsverlangen darf vorbehaltlich des Absat-

zes 3 nur verweigert werden,
1. wenn gegen eine Polizeidienstkraft wegen ihres dienstlichen 

Verhaltens ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet 
oder öffentliche Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben 
wurde, ein gerichtliches Bußgeldverfahren anhängig ist, ein be-
hördliches Disziplinarverfahren eingeleitet wurde oder ein ge-
richtliches Disziplinarverfahren anhängig ist, soweit sich die 
Eingabe nicht gegen die verzögernde Behandlung des Verfah-
rens richtet oder

2. wenn einem Ersuchen nach § 10 nicht entsprochen wird oder
3. wenn er oder sie die Bearbeitung der Petition nach § 11 Absatz 1 

und 2 abschließt.
Bei Petitionen hat er oder sie den Petenten oder die Petentin darüber 
schriftlich oder elektronisch zu unterrichten. § 6a des Petitionsgeset-
zes gilt entsprechend. In den Fällen des § 9 Absatz 3 Nummer 2 
verzichtet der oder die Bürgerbeauftragte auf eine Empfehlung an 
den Petitionsausschuss.

Teil 3:  
Der oder die Berliner Polizeibeauftragte

§ 13 
Anwendungsbereich, Konkurrenzen

(1) Nachfolgende Bestimmungen finden Anwendung auf Polizei-
dienstkräfte des Landes Berlin. Für Polizeidienstkräfte anderer 
Länder oder des Bundes gelten die Bestimmungen nur in den Fällen 
des § 8 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungs-
gesetzes.

(2) Das Petitionsrecht sowie das besondere Beschwerde- und Ein-
gaberecht nach diesem Teil des Gesetzes bestehen nebeneinander. 
Zweifel, von welchem Recht im konkreten Fall Gebrauch gemacht 
wird, sind im Einvernehmen mit dem oder der Betroffenen auszu-
räumen.

§ 14 
Beschwerden von Bürgern und Bürgerinnen,  

Eingaben von Polizeidienstkräften
(1) Jeder oder jede, der oder die ein persönliches Fehlverhalten 

einzelner Polizeidienstkräfte oder die Rechtswidrigkeit einer poli-
zeilichen Maßnahme behauptet, kann sich mit einer Beschwerde an 
den Polizeibeauftragten oder die Polizeibeauftragte wenden. Jeder 
oder jede, der oder die eine mittel- oder unmittelbare sowie institu-
tionelle ungerechtfertigte Benachteiligung behauptet, kann sich mit 
einer Beschwerde an den Polizeibeauftragten oder die Polizeibeauf-
tragte wenden.

(2) Jede Polizeidienstkraft des Landes Berlin kann sich mit einer 
Eingabe ohne Einhaltung des Dienstwegs unmittelbar an den Poli-
zeibeauftragten oder die Polizeibeauftragte wenden. Wegen der 
Tatsache der Anrufung des oder der Polizeibeauftragten dürfen we-
der dienst- und disziplinarrechtliche oder arbeitsrechtliche Maßnah-
men ergriffen werden noch darf die Dienstkraft sonstige Nachteile 
erleiden.

(3) Beschwerden und Eingaben sollen Namen und Anschrift des 
Einbringers oder der Einbringerin sowie den der Beschwerde oder 
Eingabe zugrunde liegenden Sachverhalt enthalten. Vertrauliche Be-
schwerden und Eingaben, bei denen der oder die Betroffene aus-
drücklich um Geheimhaltung seiner oder ihrer Person ersucht, sind 
zulässig. In diesem Fall soll der oder die Polizeibeauftragte von der 
Bekanntgabe des Namens des Einbringers oder der Einbringerin ab-
sehen, sofern keine Rechtspflichten entgegenstehen.

(4) Beschwerden und Eingaben, deren Urheber nicht erkennbar 
sind, kann der oder die Polizeibeauftragte ohne sachliche Prüfung an 
die zuständige Stelle weiterleiten oder nach eigenem Ermessen be-
arbeiten.

(5) Die Beschwerde muss binnen sechs Monaten nach Beendi-
gung der polizeilichen Maßnahme eingereicht sein. Anderenfalls 
kann der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte sie ohne sachliche 
Prüfung an die zuständige Stelle weiterleiten. Die Frist beginnt mit 
Ablauf des Tages, an dem der oder die Berechtigte von der Maß-
nahme Kenntnis erlangt. Der Lauf der Frist ruht mit dem Einreichen 
der Beschwerde. Die Frist und das Abweisungsrecht gelten nicht für 
Beschwerden, die auf Grund der Umstände des Sachverhalts keine 
konkrete zeitliche Zuordnung ermöglichen.
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(2) Bei elektronisch übermittelten Petitionen ist die Schrift-
form auch ohne Unterzeichnung gewahrt, wenn der Petent 
oder die Petentin und dessen oder deren Postanschrift ersichtlich 
sind und das im Internet für elektronische Petitionen zur Verfü-
gung gestellte Formular verwendet wird.

(3) Petitionen können durch gesetzliche oder rechtsgeschäft-
liche Vertreter eingereicht werden.

(4) Wird eine Petition für eine andere Person eingereicht, 
kann die weitere Behandlung von einer Einverständniserklärung 
abhängig gemacht werden.

(5) Die Petition darf keine Verstöße gegen Strafgesetze be-
inhalten oder zum Ziele haben. Ferner darf sie nicht nur den In-
halt einer früheren Petition desselben Petenten oder derselben 
Petentin aus derselben Wahlperiode ohne wesentlich neues Vor-
bringen wiederholen.

(6) Der barrierefreie Zugang zum Petitionsrecht im Sinne des 
Landesgleichberechtigungsgesetzes und den dazu erlassenen 
Rechtsverordnungen ist zu gewährleisten.“

3. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt:

„§ 4a 
Zusammenarbeit mit dem oder 

der Berliner Bürgerbeauftragten
(1) Die bei dem Abgeordnetenhaus eingegangenen Petitionen 

können dem oder der Bürgerbeauftragten zu Erstbearbeitung 
weitergeleitet werden. Dies gilt nicht für Petitionen,
1. die auf den Erlass oder die Änderung von Gesetzen und 

Rechtsverordnungen gerichtet sind,
2. die die Tätigkeit des oder der Bürger- und Polizeibeauftrag-

ten betreffen,
3. zu Themenbereichen, deren Bearbeitung durch den Peti-

tionsausschuss mit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlos-
sen wird oder

4. in denen der Petent oder die Petentin der Zuleitung an den 
Bürgerbeauftragten oder die Bürgerbeauftragte ausdrücklich 
widerspricht. Auf das Widerspruchsrecht ist der Petent oder 
die Petentin in der Eingangsbestätigung hinzuweisen. Ihm 
oder ihr ist eine Frist für die Widerspruchseinlegung mitzu-
teilen.

(2) Der Petitionsausschuss stellt sicher, dass der oder die Bür-
gerbeauftragte einen Überblick über die beim Petitionsaus-
schuss eingegangenen und in Bearbeitung befindlichen Petitio-
nen hat. Der oder die Bürgerbeauftragte unterrichtet den Peti-
tionsausschuss über die bei ihm oder ihr eingegangenen Petitio-
nen und den Fortgang ihrer Bearbeitung.

(3) Die Mitglieder des Abgeordnetenhauses haben das Recht, 
jederzeit Einsicht in die Petitionsakten bei dem oder der Bürger-
beauftragten zu nehmen.

(4) Das Plenum des Abgeordnetenhauses, der Petitionsaus-
schuss und die übrigen Ausschüsse können jederzeit die Anwe-
senheit des oder der Bürgerbeauftragten verlangen.

(5) Der oder die Bürgerbeauftragte kann an allen Sitzungen 
des Petitionsausschusses teilnehmen, sofern nicht der Petitions-
ausschuss mit der Mehrheit seiner Mitglieder im Einzelfall an-
ders entscheidet. Auf Verlangen des oder der Bürgerbeauftragten 
muss er oder sie gehört werden.

(6) Der Petitionsausschuss kann mit Mehrheit seiner Mitglie-
der die Bearbeitung von Petitionen, die nach Absatz 1 Satz 1 
dem oder der Bürgerbeauftragten zugeleitet worden sind, wieder 
an sich ziehen. Dem oder der Bürgerbeauftragten ist Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben.

(7) Der Petitionsausschuss kann die Petitionen, die ihm von 
dem oder der Bürgerbeauftragten nach § 8 des Bürger- und Poli-
zeibeauftragtengesetzes zugeleitet wurden, mit dem Einver-
ständnis des oder der Bürgerbeauftragten zur erneuten Bearbei-
tung zurücküberweisen.“

2. soweit sonstige überwiegende öffentliche Interessen oder über-
wiegende private Interessen an der Geheimhaltung dies zwin-
gend erfordern.

(3) Die nach Absatz 1 Satz 1 zu erteilende Auskunft darf außer-
dem verweigert werden, wenn
1. die betroffene Polizeidienstkraft mit der Auskunft sich selbst 

oder einen oder einer der in § 52 Absatz 1 der Strafprozessord-
nung genannten Angehörigen dem Verdacht eines Dienstverge-
hens oder einer Straftat aussetzen würde oder

2. für die um Auskunft angehaltene Polizeidienstkraft ein Zeugnis-
verweigerungsrecht nach § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung 
besteht.

Der von einer Beschwerde oder Eingabe betroffenen Polizeidienst-
kraft sowie dem Leiter oder der Leiterin der betroffenen Polizeibe-
hörde oder -einrichtung ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge-
ben. Die Berufung auf ein Auskunftsverweigerungsrecht erfolgt 
gegenüber dem oder der unmittelbaren Dienstvorgesetzten.

§ 19 
Abschluss des Verfahrens

(1) Der oder die Polizeibeauftragte hat auf eine einvernehmliche 
Erledigung der Angelegenheit hinzuwirken. Hierzu kann er oder sie 
Empfehlungen aussprechen oder der zuständigen Stelle Gelegenheit 
zur Abhilfe geben.

(2) Ist der oder die Polizeibeauftragte der Ansicht, dass die poli-
zeiliche Maßnahme rechtswidrig ist und der Beschwerdeführer oder 
die Beschwerdeführerin dadurch in seinen oder ihren Rechten ver-
letzt ist, oder dass ein innerdienstliches Fehlverhalten vorliegt, teilt 
er oder sie dies in bedeutenden Fällen dem fachlich zuständigen 
Senator oder der fachlich zuständigen Senatorin mit und gibt ihm 
oder ihr Gelegenheit zur Stellungnahme.

(3) In begründet erscheinenden Fällen kann der Vorgang mit Ein-
willigung des Einbringers oder der Einbringerin der Beschwerde 
oder Eingabe der für die Einleitung eines Straf- oder Disziplinar-
verfahrens zuständigen Stelle unter Mitteilung der gewonnenen Er-
kenntnisse zugeleitet werden.

(4) Die Art der Erledigung ist dem Einbringer oder der Einbrin-
gerin der Beschwerde oder Eingabe und dem fachlich zuständigen 
Senator oder der fachlich zuständigen Senatorin unter Angabe der 
maßgeblichen Gründe mitzuteilen.

§ 20 
Bericht

Über besondere Vorgänge unterrichtet der oder die Polizeibeauf-
tragte unverzüglich den für Sicherheit und Ordnung zuständigen 
Ausschuss des Abgeordnetenhauses.

Teil 4:  
Sonstiges

§ 21 
Evaluation

Auf der Grundlage einer von dem oder der Bürger- und Polizei-
beauftragten zum 31. März 2024 vorzulegenden Statistik überprüft 
das Abgeordnetenhaus Anwendung und Auswirkung der Vorschrif-
ten dieses Gesetzes.

Artikel 2 
Änderung des Petitionsgesetzes

Das Petitionsgesetz vom 25. November 1969 (GVBl. S. 2511), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Juli 2006 (GVBl. 
S. 710) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In § 1 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „schriftlich“ gestrichen.
2. § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2 
Form und Inhalt der Petition

(1) Petitionen sind bei dem Abgeordnetenhaus schriftlich ein-
zureichen. Sie müssen den Petenten oder die Petentin erkennen 
lassen und unterzeichnet sein.
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ein erhebliches öffentliches Interesse dies erfordert. Hierbei darf 
er insbesondere personenbezogene Daten dem oder der Bürger- 
und Polizeibeauftragten und den in § 5 genannten Stellen über-
mitteln und bei diesen Stellen erheben.

(2) Diese Stellen dürfen personenbezogene Daten dem oder 
der Bürger- und Polizeibeauftragten übermitteln, soweit er oder 
sie eine Erhebungsbefugnis hat.

(3) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch den 
Bürger- und Polizeibeauftragten oder die Bürger- und Polizei-
beauftragte und die Rechte der betroffenen Personen gelten im 
Übrigen die Vorschriften des Berliner Datenschutzgesetzes  
sowie die Vorschriften der Verordnung (EU) 2016/679.“

7. Der bisherige § 14 wird § 16.

Artikel 3 
Änderung des Landeswahlgesetzes

In § 26 Absatz 1 des Landeswahlgesetzes vom 25. Septem-
ber 1987 (GVBl. S. 2370), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) geändert worden ist, wird 
nach Nummer 4 folgende Nummer 4a eingefügt:
„4a.   der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte, Beamte, Beamtinnen 

und Angestellte des oder der Bürger- und Polizeibeauftragten,“

Artikel 4 
Übergangsregelung

Artikel 1 und Artikel 2 Nummer 3 bis 5 dieses Gesetzes sind nicht 
anzuwenden auf Petitionen, die bis zum 31. Dezember 2019 einge-
reicht werden. Auf sie ist das Petitionsgesetz in der am 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung anzuwenden.

Artikel 5 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 2. Dezember 2020

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

4. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:

„§ 6a 
Veröffentlichte Petition

Petitionen von öffentlichem Interesse können im Einverneh-
men mit dem Petenten oder der Petentin auf der Internetseite des 
Abgeordnetenhauses veröffentlicht werden. Über die Veröffent-
lichung entscheidet der Petitionsausschuss. Mit der Veröffentli-
chung erhalten weitere Petitionsberechtigte über das Internet die 
Gelegenheit zur Mitzeichnung der Petition. Ein Rechtsanspruch 
auf eine Veröffentlichung von Petitionen und Mitzeichnungen 
besteht nicht. Bei Petitionen, die veröffentlicht wurden, wird die 
Öffentlichkeit auf der Internetseite des Abgeordnetenhauses 
über das Ergebnis des Petitionsverfahrens unterrichtet. Der Peti-
tionsausschuss überträgt die Durchführung der Veröffentlichung 
dem oder der Bürgerbeauftragten.“

5. § 7 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Der Petent oder die Petentin wird in der Regel durch 

einen Bescheid des Petitionsausschusses über die Art der Erledi-
gung unterrichtet. Solche Bescheide bedürfen keiner Begrün-
dung. Sie sollen jedoch den Petenten oder die Petentin über den 
Sinn einer Entscheidung aufklären. Bei Petitionen in größerer 
Zahl mit wortgleichem oder im Wesentlichen wortgleichem An-
liegen (Massenpetitionen) kann der einzelne Bescheid durch 
Veröffentlichung auf der Internetseite des Abgeordnetenhauses 
ersetzt werden. In geeigneten Fällen kann auch der Senat auf-
gefordert werden, dem Petenten oder der Petentin über die Sach- 
und Rechtslage erschöpfend Auskunft zu erteilen.“

6. Nach § 13 werden die folgenden §§ 14 und 15 eingefügt:

„§ 14 
Verfahrensrichtlinien

Das Nähere über die Arbeit des Petitionsausschusses und die 
Durchführung der Veröffentlichung der Petitionen nach § 6a re-
geln Verfahrensrichtlinien, die sich der Petitionsausschuss im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten oder der Präsidentin des 
Abgeordnetenhauses gibt.

§ 15 
Datenverarbeitung

(1) Soweit es für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich 
ist, kann der Petitionsausschuss personenbezogene Daten ver-
arbeiten. Dies gilt auch für die Verarbeitung von besonderen 
Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von Artikel 9 
Absatz 1 und Artikel 10 der Verordnung (EU) 2016/679, soweit 
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Viertes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über das Zentrum für Informationstechnik

Vom 2. Dezember 2020

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über das Zentrum 

für Informationstechnik
Das Gesetz über das Zentrum für Informationstechnik vom 17. Juli 

1984 (GVBl. S. 984), das zuletzt durch Gesetz vom 1. Oktober 2008 
(GVBl. S. 270) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Die §§ 1 bis 7 werden wie folgt gefasst:

„§ 1 
Rechtsform

(1) Die als „Konrad Zuse-Zentrum für Informationstechnik 
Berlin“ errichtete Einrichtung erhält den Namen „Zuse-Institut 
Berlin“ (englisch: „Zuse Institute Berlin“). Die Kurzbezeich-
nung lautet „ZIB“.

(2) Das ZIB ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts mit Sitz in Berlin.

(3) Das ZIB hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen 
der nachfolgenden Bestimmungen.

§ 2 
Zweck und Aufgaben

(1) Zweck des ZIB ist die Förderung der Wissenschaft und 
Forschung auf dem Gebiet des Wissenschaftlichen Rechnens 
und des Hochleistungsrechnens einschließlich der dazugehöri-
gen Entwicklungs- und Dienstleistungen.

(2) Die Aufgaben des ZIB liegen in der Entwicklung von Mo-
dellen und Algorithmen, um mithilfe von Computersimulatio-
nen und Optimierungsmethoden sowie datengetriebenen Ver-
fahren Fragestellungen aus den Natur-, Ingenieurs- und Lebens-
wissenschaften, der Medizin sowie den Sozial- und Geistes-
wissenschaften beantworten zu können. Das ZIB hat hierbei in 
enger Zusammenarbeit mit den Hochschulen des Landes Berlin 
und der Charité – Universitätsmedizin Berlin (Charité) For-
schung und Entwicklung zu betreiben und soll den dazugehö-
rigen Dienstleistungsbedarf der Beteiligten decken. Näheres  
regelt die Satzung des ZIB.

(3) Das ZIB richtet seine Tätigkeit am Berliner Corporate Go-
vernance Kodex entsprechend dem Beschluss des Senats vom 
15. Dezember 2015 – Senatsbeschluss Nr. S-797/2015 – aus.

(4) Das ZIB fördert aktiv die Chancengleichheit der Ge-
schlechter gemäß den landesgesetzlichen Vorgaben und unter 
besonderer Beachtung der einschlägigen Richtlinien und Emp-
fehlungen der Wissenschaftsförderorganisationen. Es setzt sich 
darüber hinaus für eine ausgewogene Beteiligung von Frauen 
und Männern auf allen Ebenen der Organisation ein.

§ 3 
Finanzen

(1) Das ZIB wird nach kaufmännischen Grundsätzen geführt. 
Die Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 30. Januar 2009 (GVBl. S. 31, 486), die zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 25. November 2019 (GVBl. S. 742) 
geändert worden ist, findet Anwendung. Geschäftsjahr ist das 
Kalenderjahr.

(2) Der Jahresabschluss ist von einer Wirtschaftsprüferin oder 
einem Wirtschaftsprüfer oder von einer Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft zu prüfen, wobei auch § 53 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBl. I 
S. 3122) geändert worden ist, anzuwenden ist. Derselbe Wirt-
schaftsprüfer oder dieselbe Wirtschaftsprüferin oder Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft darf den Jahresabschluss höchstens 
fünf Jahre in Folge prüfen.

(3) Das ZIB kann Entgelte oder sonstige Kostenbeiträge für 
die Benutzung seiner Einrichtungen und für die Durchführung 
von Aufträgen Dritter verlangen. Zur Kooperation mit Hoch-
schulen, Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, medizi-
nischen Einrichtungen und anderen öffentlichen Einrichtungen, 
insbesondere Daten-, IT- und Bibliotheksverbünden, kann das 
ZIB öffentlich-rechtliche Vereinbarungen abschließen.

(4) Das Land Berlin gewährt dem ZIB zur Erfüllung seiner 
Aufgaben einen Zuschuss, dessen Höhe im Haushaltsplan des 
Landes Berlin festgesetzt wird.

§ 4 
Personal

(1) Arbeitgeber für die Beschäftigten des ZIB ist das Land 
Berlin. Die Arbeitsverhältnisse der Beschäftigten sind entspre-
chend den für die Beschäftigten des Landes Berlin geltenden 
tariflichen Bestimmungen zu regeln.

(2) Oberste Dienstbehörde und Dienstherr für die Beamtinnen 
und Beamten und Personalstelle für die Beschäftigten des ZIB 
ist das für Wissenschaft zuständige Mitglied des Senats von Ber-
lin. Personalwirtschaftsstelle ist die Präsidentin oder der Präsi-
dent des ZIB mit der Befugnis, über die Einstellung oder Weiter-
beschäftigung von wissenschaftlichem und technischem Perso-
nal zu entscheiden.

(3) Das Land Berlin ist berechtigt, öffentlich-rechtliche Ser-
vicevereinbarungen mit einer oder mehreren beteiligten Univer-
sitäten oder Verwaltungseinrichtungen des Landes Berlin abzu-
schließen, um seinen Verpflichtungen als Arbeitgeber und obers-
te Dienstbehörde oder Personalstelle nachzukommen. Gleiches 
gilt für das ZIB im Hinblick auf die diesbezüglichen Aufgaben 
der Präsidentin oder des Präsidenten des ZIB.

§ 5 
Organe

Organe des ZIB sind der Verwaltungsrat und die Präsidentin 
oder der Präsident.

§ 6 
Verwaltungsrat

(1) Dem Verwaltungsrat gehören an:
1. die Präsidentinnen oder Präsidenten der Freien Universität 

Berlin, der Humboldt-Universität zu Berlin und der Techni-
schen Universität Berlin,

2. die oder der Vorstandsvorsitzende der Charité,
3. das für Wissenschaft zuständige Mitglied des Senats von 

Berlin,
4. ein von der wissenschaftlichen Geschäftsführung aus seiner 

Mitte benanntes Mitglied des Helmholtz-Zentrums Berlin 
für Materialien und Energie.

(2) An den Sitzungen des Verwaltungsrates nehmen ein Mit-
glied der Personalvertretung, der Schwerbehindertenvertretung 
und die Frauenvertreterin mit Rede- und Antragsrecht teil.
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(2) Die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsiden-
tinnen oder Vizepräsidenten des ZIB müssen jeweils unter-
schiedlichen Universitäten angehören.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident und die Vizepräsiden-
tinnen oder Vizepräsidenten werden vom Verwaltungsrat für 
fünf Jahre bestellt. Eine erneute Bestellung ist zulässig. Die Prä-
sidentin oder der Präsident und die Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten können aus wichtigem Grund jederzeit abberufen 
werden.

(4) Die administrative Leitung ist am ZIB beschäftigt und 
wird vom Verwaltungsrat für fünf Jahre bestellt. Wiederbestel-
lungen sind möglich.

(5) Die Präsidentin oder der Präsident vertritt im rechtsge-
schäftlichen Verkehr das ZIB nach innen und außen. Ihr oder 
ihm obliegt die Richtlinienkompetenz gegenüber den Beschäf-
tigten des ZIB, sie oder er sorgt für den geordneten Betrieb des 
ZIB und führt die Beschlüsse des Verwaltungsrates aus.

(6) Die administrative Leitung führt die Geschäfte der laufen-
den Verwaltung und ist Beauftragte oder Beauftragter für den 
Haushalt.“

2. § 8 wird aufgehoben.
3. § 9 wird § 8 und in ihm werden die Nummern 4 und 5 wie folgt 

gefasst:
„4. Aufgaben eines wissenschaftlichen Beirats,
  5. gemeinsamer Betrieb und gemeinsame Nutzung von Rech-

nerinfrastrukturen.“
4. § 10 wird § 9.
5. § 11 wird § 10 und wie folgt gefasst:

„§ 10 
Übergangsregelung

(1) Der Verwaltungsrat hat sich spätestens vier Monate nach 
Inkrafttreten des Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Zentrum für Informationstechnik vom 2. Dezember 
2020 (GVBl. S. 1440) zu konstituieren. Bis dahin bilden die zu 
diesem Zeitpunkt im Amt befindlichen Mitglieder den Verwal-
tungsrat.

(2) Die Satzung des ZIB nach § 8 ist spätestens vier Monate 
nach Konstituierung des Verwaltungsrates den neuen gesetzli-
chen Bestimmungen anzupassen.“

6. § 12 wird aufgehoben.
7. § 13 wird § 11.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Berlin, den 2. Dezember 2020

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

(3) Der Vorsitz des Verwaltungsrates soll unter den Mitglie-
dern nach Absatz 1 Nummer 1 rotieren. Die Amtszeit der oder 
des Vorsitzenden des Verwaltungsrates beträgt fünf Jahre. Die 
oder der Vorsitzende des Verwaltungsrates soll in der Regel 
einer anderen Hochschule angehören als die Präsidentin oder 
der Präsident des ZIB.

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates können sich jeweils 
durch ihre Vertretung im Amt oder durch eine von ihnen benann-
te Person vertreten lassen. Der Verwaltungsrat entscheidet mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
oder des Vorsitzenden des Verwaltungsrates den Ausschlag.

(5) Der Verwaltungsrat überwacht die Rechtmäßigkeit, 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung. 
Er beschließt über die grundsätzlichen Angelegenheiten des ZIB, 
insbesondere:
1. Änderungen der Satzung,
2. Auswahl, Bestellung und Abberufung der Präsidentin oder 

des Präsidenten,
3. Feststellung des Wirtschaftsplans (§ 106 Absatz 2 Satz 1 in 

Verbindung mit § 110 der Landeshaushaltsordnung),
4. Entlastung der Präsidentin oder des Präsidenten (§ 109 Ab-

satz 3 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung), Entgegennah-
me, Erörterung und Feststellung des Jahresabschlusses,

5. Bestimmung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschafts-
prüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft für die 
Prüfung des Jahresabschlusses im Einvernehmen mit dem 
Rechnungshof von Berlin,

6. Einsetzung und Besetzung von Gremien zur Unterstützung 
der Arbeit des ZIB, insbesondere eines wissenschaftlichen 
Beirats,

7. Gliederung und Geschäftsverteilung des ZIB,
8. Rahmenordnung zur Festsetzung der Entgelte,
9. strategische Personal- und Entwicklungsplanung und Arbeits-

programme.
(6) Die Beschlüsse des Verwaltungsrates über die Bestellung 

und Abberufung der Präsidentin oder des Präsidenten und der 
Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten, über Änderungen der 
Satzung sowie über den Wirtschaftsplan bedürfen der Geneh-
migung des für Wissenschaft zuständigen Mitglieds des Senats 
von Berlin.

(7) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 7  
Präsidentin oder Präsident;  

administrative Leitung
(1) Die Präsidentin oder der Präsident leitet das ZIB. Die Prä-

sidentin oder der Präsident muss Hochschullehrerin oder Hoch-
schullehrer an einer der nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 beteiligten 
Berliner Universitäten sein und kann ihr oder sein Amt neben-
beruflich ausüben. Sie oder er wird unterstützt durch:
1. bis zu zwei Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten, die 

Hochschullehrkräfte an einer der nach § 6 Absatz 1 Num-
mer 1 beteiligten Berliner Universitäten sein müssen und 
ihre Ämter nebenberuflich ausüben können;

2. die administrative Leitung des ZIB.
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Gesetz
zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag

Vom 2. Dezember 2020

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Zustimmung zu dem Staatsvertrag

Dem von den Regierungschefinnen und Regierungschefs der  
Länder vom 10. bis 17. Juni 2020 unterzeichneten Ersten Medien-
änderungsstaatsvertrag wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird 
nachstehend veröffentlicht.

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 außer Kraft, falls der 
Erste Medienänderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 2 
Satz 2 gegenstandslos wird. Das Außerkrafttreten wird bis spätes-
tens 1. Februar 2021 im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
bekannt gemacht.

Berlin, den 2. Dezember 2020

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Erster Staatsvertrag
zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge 

(Erster Medienänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. August bis  
11. September 1996, zuletzt geändert durch Artikel 7 des Staats-
vertrages zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland 
vom 14. bis 28. April 2020, wird wie folgt geändert:
1. In § 8 wird die Angabe „17,50“ durch die Angabe „18,36“ er-

setzt.
2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Angabe „71,7068“ durch die Angabe 
„70,9842“, die Angabe „25,3792“ durch die Angabe 
„26,0342“ und die Angabe „2,9140“ durch die Angabe 
„2,9816“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „180,84“ durch die  
Angabe „195,77“ ersetzt.

3. § 14 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird die Angabe „1,6“ durch die Angabe „1,7“  

ersetzt.
b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 beträgt die Finanzaus-
gleichsmasse 1,8 vom Hundert des ARD-Nettobeitragsauf-
kommens.“

Artikel 2 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 geänderten Staatsvertrages 
ist die dort vorgesehene Kündigungsvorschrift maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft. Sind bis 
zum 31. Dezember 2020 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der 
Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Konferenz der Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder hinterlegt, wird der 
Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Konferenz der 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder teilt den Län-
dern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rundfunk-
finanzierungsstaatsvertrages in der Fassung, die sich aus Artikel 1 
ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 15.06.2020  Kretschmann
Für den Freistaat Bayern: 
München, den 16.06.2020  M. Söder
Für das Land Berlin: 
Berlin, den 11.06.2020  Michael Müller
Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 10.06.2020  D. Woidke
Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 12.06.2020  Andreas Bovenschulte
Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 15.06.2020  Peter Tschentscher
Für das Land Hessen: 
Wiesbaden, den 10.06.2020  V. Bouffier
Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Berlin, den 17.06.2020  Manuela Schwesig
Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den 15.06.2020  Stephan Weil
Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 14.06.2020  Armin Laschet
Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den 12.06.2020  Malu Dreyer
Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 15.06.2020  Tobias Hans
Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 16.06.2020  Michael Kretschmer
Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den 16.06.2020 Dr. Reiner Haseloff
„Erklärung Sachsen-Anhalts bei der Unterzeichnung: Sachsen- 
Anhalt hat sich am 12. März 2020 im Rahmen der MPK-Beschluss-
fassung enthalten. Diese Unterschrift dient dazu, die den 16 Länder-
parlamenten obliegende Entscheidung zu ermöglichen.“
Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel, den 12.06.2020  Daniel Günther
Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 16.06.2020  Bodo Ramelow

Anlage zu § 1 Satz 2
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mer 1 und 2 (BSR) oder nach § 3 Absatz 5 (BWB) Gebüh-
ren, die dem Äqui valenzprinzip und dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung genügen. Die Gebühren sind jeweils für 
einen Kalkulationszeitraum von höchstens zwei Geschäfts-
jahren dergestalt zu bemessen, dass das veranschlagte Ge-
bührenaufkommen die voraussichtlichen Kosten deckt.

(2) Abweichend von Absatz 1 können die Anstalten im 
Bereich ihrer Aufgaben nach § 3 Absatz 3 Nummer 1 und 2 
(BSR) oder nach § 3 Absatz 5 (BWB) privatrechtliche Tarife 
erheben, die dem Äquivalenzprinzip und dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung genügen. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(3) Die Anstalten können Beiträge für den Ersatz des Auf-
wands für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung 
öffentlicher Einrichtungen und Anlagen erheben. Sie kön-
nen ferner bestimmen, dass ihnen in Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach § 3 Absatz 3 Nummer 1 und 2 (BSR) oder nach § 3 
Absatz 5 (BWB) der entstandene Aufwand und die Kosten 
ersetzt werden (öffentlich-rechtlicher Kostenersatz). Insbe-
sondere können die BWB für den Anschluss an Anlagen der 
Wasserversorgung und der Entwässerung Beiträge erheben 
oder bestimmen, dass ihnen der Aufwand für die Herstel-
lung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die 
Kosten für die Unterhaltung eines Haus- oder Grundstücks-
anschlusses an Wasserversorgungs- und Abwasserbeseiti-
gungsanlagen ersetzt werden. Der entstandene Aufwand und 
die Kosten können in der tatsächlich geleisteten Höhe oder 
nach Einheitssätzen, denen die für Anschlüsse oder Leistun-
gen gleicher Art üblicherweise durchschnittlich erwachsen-
den Aufwendungen und Kosten zugrunde zu legen sind, er-
mittelt werden. Die weitere Ausgestaltung der Regelungs-
inhalte der Sätze 1 bis 4 ist durch Satzung nach § 3 Absatz 6 
Nummer 6 zu regeln. In einer solchen Satzung können die 
BWB auch bestimmen, dass die Haus- oder Grundstücks-
anschlüsse an Wasserversorgungs- und Abwasserbeseiti-
gungsanlagen zu der öffentlichen Einrichtung oder Anla-
ge gehören. In diesem Fall erfolgt ein Kostenansatz nach 
Absatz 1 oder 2.

(4) Sofern die Anstalten abweichend von Absatz 3 keine 
Beiträge erheben oder öffentlich-rechtlichen Kostenersatz 
geltend machen, können sie für die Leistungen nach Ab-
satz 3 Satz 1 und 2 privatrechtliche Entgelte erheben. Ins-
besondere können die BWB für die in Absatz 3 Satz 3 be-
schriebenen Leistungen einmalige Entgelte und Baukosten-
zuschüsse erheben.

(5) Die Anstalten bestimmen durch Satzung, für welche 
Leistungen sie Gebühren, Beiträge und öffentlich-rechtli-
chen Kostenersatz (Absätze 1 und 3) oder privatrechtliche 
Tarife und Entgelte (Absätze 2 und 4) erheben. Gebühren, 
Beiträge und öffentlich-rechtlicher Kostenersatz ruhen als 
öffentliche Last auf dem Grundstück.

(6) Die Gebühren oder privatrechtlichen Tarife können in 
eine Grund- und Benutzungsgebühr oder in einen Grund- 
und Arbeitspreis aufgeteilt werden. Die Grundgebühr und 
der Grundpreis können progressiv und degressiv gestaltet 
werden. Mengenrabatte auf Benutzungsgebühren und 
Arbeitspreise sind unzulässig. § 8 Absatz 3 des Kreislauf-

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Berliner Betriebe-Gesetzes

Das Berliner Betriebe-Gesetz vom 14. Juli 2006 (GVBl. S. 827), 
das zuletzt durch Artikel 48 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 
(GVBl. S. 807) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 

ersetzt.
bb) Nach Nummer 4 wird folgende neue Nummer 5 einge-

fügt:
„5.  weitere den BSR durch Gesetz zugewiesene Aufga-

ben, die Einrichtungen des Landes Berlin nur bei 
den BSR nachfragen dürfen, und“

cc) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.
b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort 
„und“ ersetzt.

bb) Folgende Nummer 6 wird angefügt:
„6.  Satzungen erlassen, insbesondere Benutzungs-, Ge-

bühren-, Kostenerstattungs- und Beitragssatzungen. 
Die jeweilige Gebühren-, Kostenerstattungs- und 
Beitragssatzung muss den Kreis der Abgabeschuld-
ner, den die Abgabe begründenden Tatbestand, den 
Maßstab und den Satz der Abgabe sowie den Zeit-
punkt ihrer Fälligkeit angeben. Die Satzung kann 
auch vorsehen, dass vorsätzliche oder fahrlässige 
Zuwiderhandlungen gegen im Einzelnen bezeichne-
te Gebote oder Verbote als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße geahndet werden können.“

c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Näheres regeln die Betriebs- bzw. Anstaltssatzungen, 

die öffentlich bekannt gemacht werden.“
2. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Im Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem Wort „über“ die 
Wörter „und ist zuständig für“ eingefügt.

b) In Nummer 3 werden nach dem Wort „geltender“ die Wörter 
„Gebühren oder“ eingefügt.

c) Nach Nummer 3 wird folgende neue Nummer 4 eingefügt:
„4.  den Erlass von Satzungen, insbesondere von Benut-

zungs-, Gebühren-, Kostenerstattungs- und Beitragssatz-
ungen,“.

d) Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die Nummern 5 
und 6.

3. § 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16 
Gebühren, Beiträge und öffentlich-rechtlicher 
Kostenersatz oder Tarife und Entgelte der BSR 

und der BWB
(1) Die Anstalten gemäß § 1 Absatz 1 Nummer 1 und 3 

erheben im Bereich ihrer Aufgaben nach § 3 Absatz 3 Num-

Gesetz
zur Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Erhebung von 

Gebühren und Beiträgen durch die Berliner Stadtreinigungs- 
betriebe (BSR) und die Berliner Wasserbetriebe (BWB)

Vom 2. Dezember 2020
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mer 6. Im Übrigen ist das Gesetz über Gebühren und Beiträge 
nicht anwendbar. Für Gebühren, Beiträge und öffent-
lich-rechtlichen Kostenersatz gelten im Übrigen die folgen-
den Bestimmungen der Abgabenordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung entsprechend, soweit nicht dieses Gesetz oder 
andere Gesetze besondere Vorschriften enthalten:
a) über die Verzinsung und die Säumniszuschläge die 

§§ 233, 234 Absatz 1 und 2 und § 236 Absatz 1, 2, 3 und 
5 in der Weise, dass in § 236 Absatz 3 an die Stelle der 
Wörter „§ 137 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung“ die 
Wörter „§ 155 Absatz 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung“ treten, § 237 Absatz 1, 2 und 4 in der Weise, dass 
jeweils an die Stelle des Wortes „Einspruch“ das Wort 
„Widerspruch“ und an die Stelle des Wortes „Einspruchs-
entscheidung“ das Wort „Widerspruchsbescheid“ tritt 
und in Absatz 4 die Wörter „und 3 gelten“ durch das Wort 
„gilt“ ersetzt werden sowie die §§ 238 bis 240 mit der 
Maßgabe, dass die Höhe der Zinsen abweichend von 
§ 238 Absatz 1 Satz 1 zwei Prozentpunkte über dem Ba-
siszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
jährlich beträgt,

b) weiterhin die §§ 99,122, 224 und 226.
Es kann davon abgesehen werden, Gebühren und öffent-
lich-rechtlichen Kostenersatz festzusetzen, zu erheben, 
nachzufordern oder zu erstatten, wenn der Betrag weniger 
als 15 Euro beträgt. Das Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetz Berlin in der jeweils geltenden Fassung sowie das 
Straßenreinigungsgesetz vom 19. Dezember 1978 (GVBl. 
S. 2501), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom  
2. Dezember 2020 (GVBl. S. 1444) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt.

(12) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die in den Absätzen 1 und 2 sowie 8 bis 10 genannten, bei 
der Gebühren- oder Tarifkalkulation zu beachtenden Krite-
rien sowie den Zinssatz gemäß Absatz 9 zu bestimmen. Fer-
ner kann der Senat durch Rechtsverordnung weitere Rege-
lungen, insbesondere zum Bemessungsmaßstab, zur Ermitt-
lung der abgabenrechtlich relevanten Flächen und der 
Bebaubarkeit des Grundstücks, zur Feststellung des Abga-
benschuldners, zur Erhebung und Kalkulation der Abgaben 
sowie zur Erhebung von Beiträgen und öffentlich-rechtli-
chem Kostenersatz nach Absatz 3 festlegen.

(13) Werden Gebühren oder Beiträge nach den Absätzen 1 
und 3 erhoben oder wird öffentlich-rechtlicher Kostenersatz 
nach Absatz 3 geltend gemacht, ist die jeweilige Anstalt, die 
den Bescheid erlässt, Widerspruchsbehörde. Die jeweilige 
Anstalt legt fest, welche Stelle der Anstalt die Aufgabe der 
Widerspruchsbehörde wahrnimmt. Für das Vollstreckungs-
verfahren gilt § 8 des Gesetzes über das Verfahren der Berli-
ner Verwaltung vom 21. April 2016 (GVBl. S. 218), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 
(GVBl. S. 807) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung.

(14) Verwaltungsakte über Gebühren, Beiträge und öf-
fentlich-rechtlichen Kostenersatz sowie sonstige Verwal-
tungsakte werden schriftlich, elektronisch, mündlich oder in 
anderer Weise erlassen. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist 
schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein 
berechtigtes Interesse besteht und der Bescheidempfangen-
de dies unverzüglich verlangt. Die jeweilige Anstalt kann 
mit dem Bescheidempfangenden vereinbaren, dass Daten 
sowohl in einem gängigen menschenlesbaren Datenformat 
(z. B. als PDF-Datei – Portable Document Format –) als 
auch in einem gängigen strukturierten elektronischen Daten-
format (z. B. XML-Format) übermittelt werden, wobei für 
die Bekanntgabe die Bescheidübermittlung in einem men-
schenlesbaren Datenformat maßgeblich ist. Ferner kann die 
jeweilige Anstalt mit Zustimmung des jeweiligen Bescheid-
empfangenden den Bescheid in einem menschenlesbaren 

wirtschafts- und Abfallgesetzes Berlin in der jeweils gelten-
den Fassung bleibt unberührt.

(7) Kosten sind die bei wirtschaftlicher Betriebsführung 
nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen 
Kosten. Dazu gehören auch Entgelte für in Anspruch ge-
nommene Fremdleistungen, kalkulatorische Abschreibun-
gen auf der Basis von Wiederbeschaffungszeitwerten, kal-
kulatorische Einzelwagnisse, Rückstellungen, eine ange-
messene kalkulatorische Verzinsung des 
betriebsnotwendigen Kapitals und Aufwendungen für die 
wirtschaftliche und technische Entwicklung.

(8) Das betriebsnotwendige Kapital besteht aus dem be-
triebsnotwendigen Vermögen, vermindert um den Anstalten 
vom Land Berlin zinslos zur Verfügung gestellte Voraus-
zahlungen und Anzahlungen. Das betriebsnotwendige Ver-
mögen setzt sich zusammen aus den Teilen des Anlage- und 
Umlaufvermögens, die dem Betriebszweck dienen. Der Be-
rechnung des betriebsnotwendigen Vermögens sind grund-
sätzlich die bilanziellen Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten abzüglich der nicht indexierten Abschreibungen zu-
grunde zu legen; die nähere Bestimmung der bei der 
Berechnung des betriebsnotwendigen Kapitals zu berück-
sichtigenden Berechnungskriterien ergibt sich aus der nach 
Absatz 12 zu erlassenden Rechtsverordnung.

(9) Das betriebsnotwendige Kapital ist jährlich durch 
einen von dem Senat festzulegenden Zinssatz angemessen 
kalkulatorisch zu verzinsen. Die Höhe des nach Satz 1 fest-
zulegenden Zinssatzes entspricht mindestens der durch-
schnittlichen Rendite zehnjähriger deutscher Bundesanlei-
hen bezogen auf den Betrachtungszeitraum der abgeschlos-
senen 20 Jahre, die dem jeweils nach Absatz 1 Satz 2 
gewählten Kalkulationszeitraum zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung gemäß § 22 Absatz 2 vorausgehen. Bei der Festle-
gung des Zinssatzes hat der Senat die Durchschnittsrendite 
konservativer Vermögensanlagen in einem langfristigen, 
mindestens zehnjährigen, dem Kalkulationszeitraum zum 
Zeitpunkt der Antragstellung gemäß § 22 Absatz 2 voraus-
gehenden Betrachtungszeitraum zugrunde zu legen, wobei 
abgeschlossene Jahre zu betrachten sind.

(10) Kostenüber- und Kostenunterdeckungen werden 
durch eine Nachkalkulation für den dem laufenden Kalku-
lationszeitraum vorangehenden Kalkulationszeitraum er-
mittelt. Damit werden etwaige Abweichungen von den zum 
Zeitpunkt der Gebühren- oder Tarifgenehmigung angenom-
menen Kosten ermittelt. Die Leistungsnehmenden dürfen 
nur mit den tatsächlich entstandenen Kosten belastet wer-
den. Kostenüberdeckungen am Ende eines Kalkulations-
zeitraumes sind innerhalb von zwei Kalkulationszeiträu-
men nach Absatz 1 Satz 2 auszugleichen. Die Regelungs-
inhalte der Sätze 1 bis 3 gelten auch, wenn sich zwischen 
Vor- und Nachkalkulation die Ausgestaltung des Benut-
zungsverhältnisses in seiner Rechtsnatur ändert. Die Ver-
zinsung erfolgt gemäß § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Kostenunterdeckungen sind ebenfalls innerhalb von zwei 
Kalkulationszeiträumen auszugleichen.

(11) Werden Gebühren oder Beiträge nach den Absätzen 1 
und 3 erhoben oder öffentlich-rechtlicher Kostenersatz 
nach Absatz 3 geltend gemacht, sind insoweit die Vorschrif-
ten der §§ 3 Absatz 1, 9, 12 Absatz 2, 13, 14, 16, 17, 19 
Satz 1, 20 und 21 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge 
vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 284) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung anwend-
bar, soweit nicht dieses Gesetz oder andere Gesetze beson-
dere Vorschriften enthalten. Die Anstalten können neben 
den Gebühren nach Absatz 1 auch Verwaltungsgebühren für 
die Vornahme von einzelnen Amtshandlungen nach § 2 des 
Gesetzes über Gebühren und Beiträge erheben. Näheres re-
geln die Anstalten durch Satzung nach § 3 Absatz 6 Num-
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Artikel 2 
Änderung des Kreislaufwirtschafts- 

und Abfallgesetzes Berlin
Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz Berlin vom 21. Juli 

1999 (GVBl. S. 413), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
16. März 2018 (GVBl. S. 186) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1. In § 2 Absatz 1 werden nach dem Wort „Abfallgesetzes“ die 

Wörter „ , soweit diese Aufgabe nicht in § 5 den Berliner Stadt-
reinigungsbetrieben (BSR) übertragen wird“ eingefügt.

2. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) Die Wörter „im Auftrag des Bezirks“ werden gestrichen.
b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Die Bezirke sind verpflichtet, den Berliner Stadtreini-
gungsbetrieben (BSR) die hierfür entstandenen Kosten zu 
erstatten.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Den Berliner Stadtreinigungsbetrieben (BSR) obliegt 
die Pflicht des öffentlichrechtlichen Entsorgungsträgers im 
Sinne der §§ 17 Absatz 1 Satz 1 und 20 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes im Land Berlin mit Ausnahme von Klär-
schlämmen von Abwasserbehandlungsanlagen des Landes 
Berlin, die durch die Berliner Wasserbetriebe (BWB) ent-
sorgt werden, und von Bauabfällen, die von der für die Bau-
abfallbeseitigung zuständigen Senatsverwaltung entsorgt 
werden. Die Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) neh-
men diese Aufgabe mit Ausschließlichkeitswirkung im 
Wege des Anschluss- und Benutzungszwangs nach Maßga-
be der einschlägigen Bestimmungen wahr.“

b) In Absatz 5 wird das Wort „Gebührenordnung“ durch das 
Wort „Gebührensatzung“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „Erfüllung der“ ge-
strichen.

4. § 8 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Kosten der Abfallentsorgung durch den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger gemäß § 5 sind durch 
Gebühren zu decken, die nach Maßgabe einer Gebührensat-
zung der Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) zu zahlen 
sind, sofern nicht privatrechtliche Entgelte erhoben werden. 
Gebührenschuldner der Abfallentsorgungskosten sind in der 
Regel die benutzungspflichtigen Grundstückseigentümer. 
Anstelle der Eigentümer kann der Erbbauberechtigte, der 
Nießbraucher oder ein sonstiger dinglich Nutzungsberech-
tigter sowie der Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer zur Zah-
lung herangezogen werden.“

b) In Absatz 3 wird das Wort „Entgelte“ durch das Wort „Ge-
bühren“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Sofern abweichend von den Absätzen 1 bis 3 privat-

rechtliche Entgelte erhoben werden, finden die Absätze 1 bis 
3 entsprechende Anwendung.“

5. § 9 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) legen in einer Ab-
fallwirtschaftssatzung Anordnungen über Art und Zahl der Be-
hälter, Zeitpunkt und Häufigkeit der Entleerungen sowie Anfor-
derungen zu Standort und Transportweg der Abfuhrbehälter fest 
und können Einzelanordnungen hierzu treffen.“

Datenformat (z. B. als PDF-Datei per E- Mail) an den Be-
scheidempfangenden übermitteln und hierdurch bekanntge-
ben. Für die Bekanntgabe des Bescheids durch elektronische 
Übermittlung gilt § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Ver-
fahren der Berliner Verwaltung in Verbindung mit § 41 Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Al-
ternativ kann der Bescheid in einem menschenlesbaren 
Datenformat auch auf einer elektronischen Plattform zum 
Abruf bereitgestellt werden. Für die Bekanntgabe des Be-
scheids bei einem Abruf über öffentlich zugängliche Netze 
gilt § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berli-
ner Verwaltung in Verbindung mit § 41 Absatz 2a Satz 3 bis 
5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Weiter sind die 
§§ 87a, 122a Absatz 1 bis 3 und 157 der Abgabenordnung 
entsprechend anzuwenden, soweit nicht durch Satzung der 
jeweiligen Anstalt davon abweichende Regelungen getrof-
fen werden. Sofern der Leistungsnehmende nicht ausdrück-
lich widerspricht, gelten von diesem erteilte SEPA-Last-
schriftmandate uneingeschränkt für den Fall fort, dass sich 
die Ausgestaltung des Benutzungsverhältnisses in seiner 
Rechtsnatur ändert.

(15) Die Anstalten können durch Satzung bestimmen, 
dass die Ermittlung von Berechnungsgrundlagen, die Abga-
benberechnung, die Ausfertigung und Versendung von Ab-
gabebescheiden sowie die Entgegennahme der zu entrich-
tenden Abgaben von damit beauftragten Dritten wahrge-
nommen werden. Sie können sich zur Erledigung der in 
Satz 1 genannten Aufgaben auch automatisierter Datenver-
arbeitungsanlagen Dritter bedienen. § 24 bleibt unberührt.

(16) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der BWB sind 
berechtigt, Grundstücke zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nach § 3 Absatz 5, einschließlich der Ermittlung öffentlicher 
Abgaben, zu betreten. Gleiches gilt für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der BSR zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nach § 3 Absatz 3, einschließlich der Ermittlung öffentlicher 
Abgaben. Näheres regeln die Anstalten durch Satzung nach 
§ 3 Absatz 6 Nummer 6. Soweit hierdurch die Grundrechte 
nach Artikel 13 und 14 des Grundgesetzes berührt werden, 
werden diese Grundrechte eingeschränkt.“

4. § 17 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Tariffestsetzung“ durch 

die Wörter „Gebühren- und Tariffestsetzung“ ersetzt.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem Wort „gel-
tender“ die Wörter „Gebühren oder“ eingefügt.

bb) In Nummer 2 werden nach den Wörtern „Kalkulation 
der“ die Wörter „Gebühren oder“ eingefügt.

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „festzusetzenden“ die 
Wörter „Gebühren oder“ eingefügt und es wird die Angabe 
„§ 16 Abs. 8“ durch die Angabe „§ 16 Absatz 12“ ersetzt.

5. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „genannten“ die Wörter 

„Gebühren oder“ eingefügt.
b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „Inkrafttreten 

der“ die Wörter „Gebühren oder“ eingefügt.
c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „beantragten“ die Wör-

ter „Gebühren oder“ eingefügt.
d) In Absatz 4 wird das Wort „Tarifgenehmigungsverfahrens“ 

durch das Wort „Genehmigungsverfahrens“ ersetzt.
6. In § 24 Absatz 1 werden nach dem Wort „Forderungen“ die 

Wörter „ , unabhängig, ob diese öffentlich-rechtlicher oder pri-
vatrechtlicher Rechtsnatur sind,“ eingefügt.*

*   Nummer 6 ist wegen Artikel 48 des Gesetzes vom 12. Oktober   2020 (GVBl. S. 807) gegenstandslos.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      76. Jahrgang      Nr. 59      15. Dezember 2020 1447

bb) In Satz 2 wird das Wort „entgeltpflichtig“ durch das 
Wort „gebührenpflichtig“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden das Wort „Entgelte“ durch das Wort 

„Gebühren“ und das Wort „Tarifen“ durch das Wort 
„Gebührensätzen“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden das Wort „Tarife“ durch das Wort „Ge-
bührensätzen“ und das Wort „Entgelte“ durch das Wort 
„Gebühren“ ersetzt.

d) In Absatz 5 wird das Wort „Entgeltpflicht“ durch das Wort 
„Gebührenpflicht“ ersetzt.

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden hinter den Wörtern „auf Grundlage 

einer“ die Wörter „öffentlich-rechtlichen“ eingefügt.
bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Das Land Berlin und die Berliner Stadtreinigungsbe-
triebe (BSR) können über die Abrechnung der zusätzli-
chen Kosten nach den Sätzen 3 und 4 eine öffent-
lich-rechtliche Vereinbarung abschließen.“

f) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Sofern abweichend von den Absätzen 1 bis 5 privat-

rechtliche Entgelte erhoben werden, finden die Absätze 1 bis 
5 entsprechende Anwendung.“

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 2. Dezember 2020

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Artikel 3 
Änderung des Straßenreinigungsgesetzes

Das Straßenreinigungsgesetz vom 19. Dezember 1978 (GVBl. 
S. 2501), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 11. Juni 2020 
(GVBl. S. 535) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Straßen“ die Wörter 

„für die Anlieger und Hinterlieger“ eingefügt und die 
Wörter „dem Land Berlin als öffentliche Aufgabe für die 
Anlieger und Hinterlieger (Anschluß- und Benutzungs-
zwang)“ werden durch die Wörter „den Berliner Stadt-
reinigungsbetrieben (BSR)“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Sie nehmen diese Aufgabe mit Ausschließlichkeitswir-
kung im Wege des Anschluss- und Benutzungszwangs 
nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen wahr.“

cc) In dem neuen Satz 4 werden die Wörter „dem Land Ber-
lin“ durch die Wörter „den Berliner Stadtreinigungsbe-
trieben (BSR)“ ersetzt.

dd) Der neue Satz 5 wird aufgehoben.
b) In Absatz 4 Satz 5 wird nach dem Wort „Winterdienst“ das 

Wort „ ausschließlich“ eingefügt.
c) Absatz 4a Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die nach Satz 1 zu erbringenden Tätigkeiten obliegen aus-
schließlich den Berliner Stadtreinigungsbetrieben (BSR).“

2. § 6 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die nach Satz 1 durch das Land zu erbringenden Tätigkeiten 
obliegen den Berliner Stadtreinigungsbetrieben (BSR).“

3. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „Entgelte“ durch das Wort „Ge-

bühren“ ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Entgelte“ durch das Wort „Ge-
bühren“ ersetzt.
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§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schö-
neberg von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genann-
ten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetz-
buchs und die in Satz 1 Nummer 4 genannte Verletzung gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 1. Dezember 2020

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

Angelika  S c h ö t t l e r
Bezirksbürgermeisterin

Jörn  O l t m a n n
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 8. August 2020 (BGBI. I S. 1728) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch 
Artikel 22 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) ge-
ändert worden ist, verordnet das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg 
von Berlin:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 7-77 VE vom 22. August 

2018 mit erstem Deckblatt vom 19. November 2019 und zweitem 
Deckblatt vom 28. August 2020 für die Grundstücke Britzer Straße 
10/12 (teilweise) im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Ma-
riendorf, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIII-40 im Bezirk Tem-
pelhof, Ortsteil Mariendorf, vom 17. September 1965 (GVBl. 
S. 1257) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann bei 

der für die Vermessung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, 
beglaubigte Abzeichnungen des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans können bei der für die Stadtplanung zuständigen Abteilung des 
Bezirksamtes kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 7-77 VE 

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Mariendorf
Vom 1. Dezember 2020
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§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schö-
neberg von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genann-
ten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetz-
buchs und die in Satz 1 Nummer 4 genannte Verletzung gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 1. Dezember 2020

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

Angelika S c h ö t t le r
Bezirksbürgermeisterin

Jörn O l t m a n n
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. I 
S. 1728) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Absatz 3 und 
mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 12. Oktober 
2020 (GVBl. S. 807) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt 
Tempelhof-Schöneberg von Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan 7-69 vom 19. Oktober 2018 für die Flurstü-

cke 23 und 29 der Flur 61 (Fläche zwischen Crellestraße und 
S-Bahn-Anlage) und einen Abschnitt der Langenscheidtbrücke im 
Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg, wird festge-
setzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen wer-
den.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 7-69 

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Schöneberg
Vom 1. Dezember 2020
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Bekanntmachung
über die Anpassung von Leistungen an Abgeordnete 

nach dem Landesabgeordnetengesetz
Gemäß § 6 Absatz 3 Satz 4 sowie § 7 Absatz 5 Satz 3 des Landes-

abgeordnetengesetzes (LAbgG) vom 9. Oktober 2019 (GVBl. 
S. 674), das zuletzt durch Gesetz vom 11. Juni 2020 (GVBl. S. 530) 
geändert worden ist, wird Folgendes bekannt gegeben:
-	 Ab dem 1. Januar 2021 beträgt die gemäß § 6 Absatz 3 LAbgG 

ermittelte Höhe der Entschädigung nach § 6 Absatz 1 LAbgG 
monatlich 6.532 Euro.

-	 Ab dem 1. Januar 2021 beträgt die gemäß § 7 Absatz 5 LAbgG 
ermittelte Höhe der Kostenpauschale nach § 7 Absatz 2 LAbgG 
monatlich 2.664 Euro.

-	 Ab dem 1. Januar 2021 beträgt die gemäß § 7 Absatz 5 LAbgG 
ermittelte Höhe der Kostenpauschale nach § 7 Absatz 3 LAbgG 
monatlich 4.598 Euro.

Berlin, den 30. November 2020

Der Präsident 
des Abgeordnetenhauses von Berlin

Ralf  W i e l a n d
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